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Eigenart dieſer Verſammlungen die von den Principien des Verſamm⸗ 
lungsgeſetzes abweichende Haltung zur Genüge erklärt, welche die Be⸗ 
Studien zum öſterreichiſchen Vereins⸗ und Verſammlungsrechte. hörden letzteren gegenüber einnehmen. 


Inhalt. 


Von Dr. Karl Hugelmann. IX. Die von der Herrſchaft des Verſamm⸗ Wir faſſen zunächſt die Anzeigepflicht in's Auge. 
55 lungsgeſetzes exemten Ester (Schluß.) Bei allen in Frage kommenden Verſammlungen kann von einer 
Mittheilungen aus der Praxis: Prüfung der Zuläſſigkeit ihres Zweckes nicht die Rede ſein, denn ſie 


Bei Befangenheit des Gemeindevorſtandes iſt die politiſche Bezirksbehörde be⸗ 
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der Ausſpruch einer Straſverſchärfung unzuläſſig. 

Der Gemeinde, welcher ein Heimatloſer zugewieſen wird, obliegt die Yemen | ſolche Prüfung erſt von Fall zu Fall anregen ſollte, hätte demnach 
verſorgung für denſelben, gleichwie für die Heimatberechtigten der Gemeinde, gar keinen Sinn. Allein auch die Anzeige von Zeit und Ort des ein⸗ 
und kann Seitens der Zuweiſungsgemeinde ein Erſatz für die Armenver⸗ zelnen Verſammlungsactes iſt überflüſſig, denn die geſetzliche Exemtion 
ſorgung des Zugewieſenen von der fpäter ermittelten Heimatsgemeinde greift uur dann Platz, wenn die Verſammlungen „in der her⸗ 
desſelben nicht begehrt werden. gebrachten Art“ ſtattſinden, Zeit und Ort ſomit de Behörd 

Die Sacriſtei (einer katholiſchen Kirche) iſt „ein zum Gottesdienſte geweihter oder minder ohnehin notor n 
Ort“ im Sinne des 8 174 II lit. e St. G. B. id find. Ho ift es entſchieden der Jall bei 

Zu § 217 g. G. O. Ein Oekonom gehört nicht in die Kategorie der Dienſt boten. den an beſtimmte Jahrestage geknüpften Volksfeſten und öffentlichen 

Beluſtigungen (Kirchweihfeſten u. dgl.), bei den alljährlich wiederkehrenden 

Proceſſionen, Wallfahrten und ſonſtigen Cultusverſammlungen, und 
E bei den geſetzlich dieſen gleichgeſtellten Hochzeitszügen und Leichen⸗ 
begängniſſen ſind Ort und Zeit durch die Natur der Sache und das 
Herkommen mehr oder minder beſtimmt (Weg zu und von der Kirche, 
zu und von dem Friedhöfe, gewiſſe Stunden des Vor- oder Nachmittags). 
Bei den meiſten der erwähnten Kategorieen wird die Sicherheitsbehörde 
ſogar von jedem einzelnen Verſammlungsacte ohne eine Anzeige in 
Kenntniß ſein können und bei jenen, wo dies nicht unmittelbar der 
Fall iſt, z. B. bei Hochzeitszügen und Leichenbegängniſſen, dieſe Kenut⸗ 
IX. 8 gewöhnlich wegen der geringen polizeilichen Bedeutung des Vor⸗ 


Perſonalien. 
Erledigungen. 


Studien zum üſterreichiſchen Vereins- und Perſamm- 


lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 


Die von der Herrſchaft des Verſammlungsgeſetzes eremten Verſammlungen. gangs leicht zu entbehren im Stande ſein 10. 
f [ Bi 5 gef f 0 — dieſe Auffaſſung iſt es ſelbſtverſtändlich nicht ausgeſchloſſen, 
Schlu 


daß in einzelnen Fällen oder auch ganz allgemein für beſtimmte 

Wir wenden uns nun den nach 8 5 1) exemten Verſammlungen zu. Zeiten Verbote dieſer Verſammlungen erlaſſen werden. Dieſelben 

Der principielle Geſichtspunkt iſt auch hier der, daß in Folge gründen ſich aber dann auf beſondere Rückſichten localer oder vorüber⸗ 
der Exemtion von dem Verſammlungsgeſetze die älteren dies Rechtsgebiet gehender Natur, ſo daß ſie die principielle Anerkennung eines von 
regelnden Vorſchriften aufrecht geblieben ſind. In eine umſtändliche polizeilicher Genehmigung unabhängigen Verſammlungsrechtes nicht beirren. 
Darſtellung derſelben einzugehen iſt indeß, obwohl die Normen über Die Natur volksgebräuchlicher Verſammlungen bringt deren 
manche der in Rede ſtehenden Verſammlungskategorieen (wir brauchen Oeffentlichkeit mit ſich. Die Möglichkeit der Entſendung eines Re⸗ 
nur an die Wallfahrten zu erinnern) höchſt reichlich erfloſſen ſind, deß⸗— 
halb hier nicht nöthig, weil ſie größtentheils aus anderen Geſichtspunkten 
als jenen des Verſammlungsrechts herrühren 12) und weil ferner ſchon die 


i) Was die Hochzeitszüge anbelangt, fo iſt zu bemerken, daß von dem 
Trauungsacte jedenfalls eine weltliche oder kirchliche Behörde im vorhinein Keunt⸗ 
niß hat, ja Ort und Zeit von derſelben beſtimmt wird; es ſteht daher wohl 
auch in der Macht der Sicherheitsbehörde, ſich von dieſen Vorgängen fortlaufend 
in Kenntniß zu erhalten. Was die Leichenbegängniſſe betrifft, ſo gilt mit Rückſicht 
auf die ſtaatlich organiſirte Todtenbeſchau, durch welche die Zeit der Beſtattung 
ſirirt wird, und auf die Intervention des Seelſorgeamtes die gleiche Erwägung. 
In allen Fällen, in welchen die Beerdigung auf einem anderen Friedhofe als 


10 § 5. „Ferner find öffentliche Beluſtigungen, Hochzeitszüge, volksgebräuch⸗ 
liche Feſte oder Auſzüge, Leichenbegängniſſe, Proceffionen, Wallfahrten und ſonſtige 
Verſammlungen oder Aufzüge zur Ausübung eines geſetzlich geſtatteten Cultus, 
wenn ſie in der hergebrachten Art ſtattfinden, von den Beſtimmungen dieſes Ge⸗ 
ſetzes ausgenommen.“ auf jenem des Sterbeortes vorgenommen werden ſoll, iſt überdies die Bewilligung 

1) So betreffen z. B. die Vorſchriften über Wallfahrten vorzüglich das paß⸗ der politiſchen Behörde 1 Inſtanz "ara (Verordg. d. Miniſt. d. Innern 
polizeiliche, jene über Leichentransporte das ſanitätspolizeiliche Gebiet u. ſ. w. 3. Mai 1874, R. G. Bl. Nr 56, u. a. m.) 


gierungsabgeordneten kaun daher nicht bezweifelt werden und es ilt 
jede Erörterung über dieſen Punkt überflüſſig, obwohl das Verſamm⸗ 
lungsgeſetz rückſichtlich der ſeiner Herrſchaft unterworfenen öffentlichen 
Aufzüge das Inſtitut des Verſammlungscommiſſariates (ſowie faſt 
alle anderen Beſchränkungen des Verſammlungsrechtes) aus ſchwer 
erfindlichen Gründen nicht zugelaſſen hat 10). 

Es erübrigen uns von den Cautelen des Verſammlungsgeſetzes 
ſomit nur noch das Verbot der Leitung durch Ausländer, der Theil⸗ 
nahme von Bewaffneten, die Beſchränkung des Petitions⸗ und Adreſſen⸗ 
rechts und endlich des Standorts zur Zeit der parlamentariſchen 
Seſſionen. 

Alle dieſe Beſtimmungen könnten, ſelbſt wenn das Verſammlungs⸗ 
geſetz überhaupt anwendbar wäre, nur in Frage kommen, ſofern die 
gedachten Verſammlungen nicht in öffentlichen Aufzügen beſtehen, denn 
für dieſe gelten alle erwähnten Beſchränkungen merkwürdiger Weiſe 
ohnehin nicht. Allein, wenn wir auch die die Geſtalt von Aufzügen 
beſitzenden Proceſſionen, Wallfahrten u. ſ. w. in Abſchlag bringen, ſo 
würden für die noch erübrigenden Volksfeſte und Cultusverſammlungen. 
mehrere der in Rede ſtehenden Verbote entweder gar nicht oder nur 
auf Grund einer gezwungenen Auslegung anwendbar ſein. Es iſt nur 
ſchwer möglich, dieſe Verſammlungen als zur „Verhandlung“ öffentlicher 
Angelegenheiten berufen zu betrachten, und nur für ſolche Verſammlun⸗ 
gen kennt das Geſetz die Ausſchließung der Ausländer; desgleichen iſt 
das Verbot, Adreſſen und Petitionen durch mehr als 10 Perſonen zu 
überreichen, für dieſe in der Regel nicht votirenden Verſammlungen 
faſt gegenſtandslos. Als werthvolle Errungenſchaft in Folge der Exemtion 
bleibt alſo für volksgebräuchliche Verſammlungen nur die Geſtattung 
der Theilnahme von Bewaffneten ſowie die allerdings ſelbſtverſtändliche 
Freiheit, daß dieſe althergebrachten, an beſtimmte Tage des Jahres 
geknüpften Verſammlungen durch die parlamentariſchen Seſſionen nicht 
behindert werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bei Befangenheit des Gemeindevorſtandes iſt die politiſche Be⸗ 
zirksbehörde berechtigt, die Ausübung des Strafrechtes der Ge⸗ 
meinde an ſich zu ziehen. 


Der Grundbeſitzer Rupert M. aus G. machte am 20. Februar 
1875 an das Gemeindeamt in T. die Anzeige, daß die bei ihm als 
Magd bedienſtete Eliſabeth K. mit Hinterlaſſung ihres Dienſtbotenbuches 
am 9. Februar 1875 aus dem Dienſt entwichen und von Franz O., 
Gemeindevorſteher in H., in Dienſt genommen worden ſei. Rupert M. 
ſtellte das Begehren um Rückſtellung der Eliſabeth K. und verlangte 
überdies einen Schadenerſatz von 20 kr. pr. Tag bis zur Wiederauf⸗ 
nahme des Dienſtverhältniſſes. Durch Vermittlung der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaſten in V. und Kl. wurde Eliſabeth K. am 19. Mai 1875 
mittelſt Gendarmerie dem Gemeindeamte in T. ſtellig gemacht, entwich 
jedoch neuerdings und fand abermals bei Franz O. in H. Aufnahme. 

Die Gemeindevorſtehung in T. ſällte nun unterm 26. Juni 1875 
ein Erkenntniß, womit Franz O. wegen wiederholter Aufnahme der 
entlaufenen Magd Eliſabeth K. nach $ 30 der kärnt. Dienſtbotenordnung 
L. G. Bl. 1864, Nr. 14 zu einer Geldſtrafe von 15 fl. und zum 
Schadenerſatze von 20 kr. pr. Tag für 95 entzogene Arbeitstage d. i. 
von 19 fl. an M. verurtheilt wurde. 

Dieſes Erkenntniß wurde über Recurs des O. von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Kl. unterm 17. Juli 1875 aufgehoben, weil die Ge⸗ 


1) Rückſichtlich der öffentlichen Aufzüge beſtimmt das Verſammlungsgeſetz 
zuvörderſt in 9 3, daß bei ihnen gleichwie bei Verſammlungen unter freiem 
Himmel die Genehmigung der Behörde erforderlich ſei, ſodann in § 15, da 
die Anordnungen der 88 13 und 14 (Unterſagung, beziehungsweiſe Auflöfung 
einer Verſammkung) auf ſie Anwendung finden, die Vorſchriften aller anderen 
Paragraphe und fo auch jene des $ 12 über das Verſammlungscommiſſariat 
ſind ſomit ausgeſchloſſen. Es muß dies um ſo mehr befremden, als auch der 
$ 13, welcher für die Aufzüge Geltung hat, von einem Regierungsabgeordneten 
ſpricht, indem er dieſen in erſter Linie autoriſirt, die Auflöſung einer Ver⸗ 
ſammlung zu verfügen, und erſt in zweiter die Behörde dazu beruft. Ein 
Grund, weßhalb dieſe Verfügung bei öffentlichen Aufzügen immer von der Be⸗ 
hörde ausgehen muß, iſt eben ſo wenig abzuſehen, als z. B., weßhalb die 
Beſtimmungen des Verſammlungsgeſetzes über den Ausſchluß Bewaffneter für 
die öffentlichen Aufzüge nicht gelten ſollen. 
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meinde T. wohl gegen Eliſabeth K. ein Straferkenntniß zu fällen ge⸗ 
habt hätte, die Strafamtshandlung aber gegen O. der Gemeindevorſtehung 
in H., natürlich mit Ausſchluß des Gemeindevorſtehers obgelegen wäre. 

In Folge deſſen wurde die Gemeindevorſtehung H. mit Decret 
der Bezirkshauptmannſchaſt V. vom 11. Auguſt 1875 beauftragt, die 
Strafamtshandlung gegen O. durch den erſten Gemeinderath unter Bei⸗ 
ziehung des zweiten Gemeinderathes und eines Gemeindeausſchußmitgliedes 
zu pflegen. Erft über einen neuerlichen diesbezüglichen Auftrag der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft V. erklärten die beiden Gemeinderäthe von H. unterm 
13. Mai 1876, ſich in dieſer Angelegenheit dem Bürgermeiſter gegen⸗ 
über als befangen zu fühlen und baten um Delegirung der Nachbar⸗ 
gemeinde P. 

Nachdem jedoch die Gemeinde P. erklärt hatte, bei den wider⸗ 
ſprechenden Ausſagen der Streittheile ein grundhältiges Erkenntniß nicht 
fällen zu können, entſchied die Bezirkshauptmannſchaft V. unterm 
21. September 1876 ſelbſt in erſter Inſtanz, daß Franz O. durch 
ſeine Handlungsweiſe nach § 17 der Dienſtboten⸗Ordnung ſtraffällig ge⸗ 
worden ſei, und verurtheilte denſelben zu einer Geldſtrafe von 10 fl. 
und zum Schadenerſatze von 19 fl. an M 

Dieſe Entſcheidung wurde über unterm 3. October 1876 überreichten 
Recurs des O. mit Landesregierungserlaß ddo. 24. November 1876 
wegen Incompetenz der Bezirkshauptmannſchaft zur Fällung der recurrir⸗ 
ten Entſcheidung aufgehoben, und angeordnet, daß die Gemeinde⸗Vor⸗ 
ſtehung von H. zur Fällung des betreffenden Erkenntniſſes zu verhalten 
ſei, weil weder die Delegirung einer anderen Gemeindevorſtehung im 
Geſetze begründet, noch die Erkenntnißſchöpfung durch die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaſt ſelbſt an Stelle des competenten Gemeindevorſtandes geſetzlich 
zuläſſig ſei. 

Gegen dieſe Entſcheidung überreichte M. den Miniſterialrecurs; 
er erachtete ſich durch den Ausſpruch der Landesregierung gekränkt, weil 
hiedurch die Entſcheidung über ſeinen Schadenerſatzanſpruch hinausge⸗ 
ſchoben ſei, und meinte, daß von einem Richter, der ſich ſelbſt als be⸗ 
fangen erklärt, ein objectives Erkenntniß nicht zu erwarten ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 8. März 1877, 
3. 849 dem Recurſe des Rupert M. unter Behebung der recurrirten 
Entſcheidung der Landesregierung Folge zu geben befunden, „weil bei 
der Befangenheit des Gemeindevorſtandes von H. die politiſche Bezirks⸗ 
behörde die Ausübung des Strafrechtes, welches der Gemeindevorſtehung 
nur im übertragenen Wirkungskreiſe zukommt, an ſich zu ziehen berechtigt 
iſt“. Die Landesregierung wurde daher beauftragt über den von Franz 
O. gegen die Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaſt V. ddo. 21. Sep⸗ 
tember 1876 überreichten Recurs vom 3. October 1876 in zweiter 
Inſtanz in meritoriſcher Richtung zu entſcheiden. W. 


Bei Abſtrafungen in Gemäßheit der Strafbeſtimmungen des Forſt⸗ 
geſetzes erſcheint der Ausſpruch einer Strafverſchärfung un⸗ 
zuläſſig. 
| Urban Sch. und Ambros B. in W. wurden von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Br. unterm 25. Auguſt 1876 wegen Forſtfrevels im 
Sinne des § 60 Punkt 8 des Forſtgeſetzes und zwar erſterer zu 
14tägiger Arreſtſtrafe mit 2 Faſttagen in der Woche und zu einem 
Schadenerfatze von 4 fl. 48 kr., Letzterer zu einer Stägigen Arreſt⸗ 
ſtrafe mit 2 Faſttagen und zu einem Schadenerſatze von 1 fl. 68 kr., 
dann Beide zum Erſatze der Strafproceß⸗ und Vollzugskoſten verurtheilt. 

Das bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntniß wurde von der Statt⸗ 
halterei mit Erlaß vom 24. November 1876 ſowohl hinſichtlich der 
Schuld als auch der Straſe beſtätiget. 

Anläßlich eines von Urban Sch. und Ambros B. — in Ver⸗ 
bindung mit einem Recurſe wider die Schadenerſatzberechnung — ein⸗ 
gebrachten Gnadengeſuches um Nachſicht der Strafe fand das Mini⸗ 
ſterium des Innern ddo. 4. April 1877, 3. 2124 dieſem Geſuche 
wegen Mangels rückſichtswürdiger Gründe keine Folge zu geben, „den 
Ausſpruch jedoch, ſoweit er die Verſchärfung der Arreſtſtrafe durch 
Faſten betrifft, als illegal aufzuheben, weil die diesbezügliche materielle 
Strafbeſtimmung § 62 des k. Patentes vom 3. December 1852 (R. 
G. Bl. Nr. 250) die Zuläſſigkeit einer Strafverſchärfung nicht in 
ſich ſchließt.“ M. 


Der Gemeinde, welcher ein Heimatloſer zugewieſen wird, obliegt 
die Armenve rſorgung für denſelben, gleichwie für die Heimatbe⸗ 


rechtigten der Gemeinde, und kann Seitens der Zuweiſungsgemeinde 


ein Erſatz für die Armenverſorgung des Zugewieſenen von der 
ſpäter ermittelten Heimatsgemeinde desſelben nicht begehrt werden. 
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betreffenden Geſetzes vom 12. März 1873, L. G. Bl. Nr. 19 ent⸗ 
haltenen Fällen für die Dauer der Zuweiſung der Heimatloſen auch 
die Armenverſorgung obliegt“. M 


1 


Der im Jahre 1809 in P. geborene Zacharias H. wurde un⸗ 


term 14. Jänner 1874 von der Bezirkshauptmannſchaft G. auf Grund 


des § 19, Punkt 3 des Heimatgeſetzes proviſoriſch der Gemeinde P. 
zugewieſen, und iſt dieſes Erkenntniß mit Statthaltereierlaß vom 7. Fe⸗ 
bruar 1874 beſtätigt und rechtskräftig geworden. 

In Folge der weiters zur Conſtatirung der Zuſtändigkeit des H. 
gepflogenen Erhebungen ſtellte ſich heraus, daß derſelbe in R. heimat⸗ 
berechtigt ſei. Hiernach verlangte die Gemeinde P. von der Gemeinde R. 
den Erſatz für die Verpflegung des Zacharias H. während der Zeit 
von 390 Tagen mit 15 kr. pr. Tag und für Effecten im Geſammt⸗ 
betrage von 72 fl. 75 kr. Die Gemeinde R. verweigerte dieſen Erſatz, 
weil erſtens nicht nachgewieſen ſei, daß H. krank und untransportabel 
war, daher gegen ihn wegen erwerbs- und ausweisloſen Vagirens nicht 
nach Maßgabe des Armengeſetzes vom 12. März 1873, ſondern des 
Reichsgeſetzes vom 27. Juli 1871 (R. G. Bl. Nr. 88) 8 1 lit a und b 
hätte vorgegangen werden ſollen, welches unbegreiflicher Weiſe nicht 
ſogleich, ſondern erſt nach Einem Jahre angewendet worden iſt; auch 
ſei es auffällig, daß die Gemeinde P. für die Verpflegung des H. 
täglich 15 kr. aus der Gemeindecaſſe bewilligte, da H. ſeit ſeiner An⸗ 
weſenheit in R. ſich anſtandslos ſeinen Lebensunterhalt als Taglöhner 
verdient, und nur ein freies Quartier im Bürgerſpitale habe. 


Die Bezirkshauptmannſchaft hat mit Erkenntniß vom 28. Auguſt 
1876 die Gemeinde R. zu dem Erſatze verpflichtet. Denn — hieß es im 
Erkenntniſſe — abgeſehen davon, das H.'s Zuſtändigkeit zur Gemeinde R. 
in der Gemeinde P. erſt nach Einem Jahre bekannt wurde, enthebt 
ſelbſt die gänzlich unterlaſſene Meldung von der erfolgten Erkrankung 
eines in der ſremden Gemeinde befindlichen Gemeindeangehörigen die 
Heimatsgemeinde gemäß § 30 des Heim.⸗Geſ. noch nicht von der ihr 
nach § 24 obliegenden Pflicht der Armenverſorgung überhaupt, ſondern 
hätte nur die Folge, daß die aus der Verweigerung entſtehenden Nach⸗ 
theile die fremde Gemeinde treffen. Der Betrag der Verpflegskoſten 
wurde von der hiezu competenten Bezirkshauptmannſchaft mit 72 fl. 75 kr. 
liquidirt. 5 

Die Statthalterei ſand über Berufung der Gemeinde R. unterm 
9. Jänner 1877 zu erkennen, daß dieſe Gemeinde nicht ſchuldig ſei, 
dieſe Koſten pr. 72 fl. 75 kr. zu erſetzen, und zwar unter nachſtehen⸗ 
der Begründung: „Zacharias H. war durch ein behördliches Erkenntniß 
der Gemeinde P. als heimatlos zugewieſen, wodurch demſelben nach 
§ 18 des Heim.⸗Geſ. vom 3. December 1863 ein proviſoriſches Hei⸗ 
matsrecht zu Theil wurde, und hiedurch für die Gemeinde die Ver⸗ 
pflichtung erwuchs, den Zugewieſenen als heimatberechtigt ſolange 
zu behandeln, d. i. im Bedarfsſalle ſolange zu verſorgen, bis das ihm 
zuſtehende Heimatrecht ausgemittelt ſein würde. Ein Regreßrecht gegen 
die nachträglich ermittelte Heimatsgemeinde iſt der Zuweiſungsgemeinde 
im Geſetze nicht vorbehalten worden, und erſcheint die Anwendung des 
§ 28 durch die Faſſung des $ 18, wornach für die Dauer der Zuwei⸗ 
ſung die zugewieſene Perſon den eigenen Gemeindeangehörigen ganz 
gleichgehalten werden ſoll, offenbar ausgeſchloſſen, weil während dieſer 
Zeit der Zugewieſene kein „Auswärtiger“ iſt“. 

Gegen dieſes Statthalterei⸗Erkenntniß hat die Gemeinde P. am 
22. Februar 1877 den Miniſterialrecurs eingebracht, und in demſelben 
hervorgehoben: Der § 18 des Heim.⸗Geſ. ſpricht nur davon, daß ein 
zugewieſener Heimatloſer als heimatberechtigt zu behandeln ſei, unter⸗ 
ſcheidet denſelben ſonach von den wirklich Einheimiſchen und iſt in die⸗ 
ſem Geſetze nirgends beſtimmt, daß ein Regreßrecht an die ermittelte 
Heimatsgemeinde ausgeſchloſſen ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 8. April 1877, 
3. 2815 über Recurs der Gemeinde P. die Statthalterei⸗Entſcheidung 
beſtätigt, „weil nach den Beſtimmungen der 88 28 und 29 des Hei⸗ 
matgeſetzes vom 3. December 1863 nur für die Unterſtützung und Ver⸗ 
pflegung auswärtiger Armen der Erſatz von der Heimatsge⸗ 
meinde angeſprochen werden kann, die zugewieſenen Heimatsloſen im 
Sinne des § 18 desſelben Geſetzes nicht zu den auswärtigen Armen 
zu zählen ſind und nach dem zuletzt bezogenen Paragraphe der Zuwei⸗ 
ſungsgemeinde mit Ausnahme der im § 27 des Heimatgeſetzes alinea 1 
und im § 41 sub 6 des die öffentliche Armenpflege in Steiermark 


Die Sacriſtei (einer katholiſchen Kirche) iſt „ein zum Gottes⸗ 
dienfte geweihter Ort“ im Sinne des $ 17% II lit. e. St. G. B. 


Aus einem verſperrten Käſtchen in der Sacriſtei der katholiſchen 
Pfarrkirche zu Dernis wurde ein Geldbetrag von mehr als 5 fl. ent⸗ 
wendet. Das Landesgericht Zara verurtheilte den Thäter wegen Ver⸗ 
brechens des Diebſtahles auch nach 8 174 Il lit. e St. G. weil die 
Entwendung an einem zum Gottesdienſte geweihten Orte geſchehen 
ſei. Der Verurtheilte brachte die Nichtigkeitsbeſchwerde ein und behauptete, 
daß durch die Annahme dieſer Oualification des Diebſtahls das Geſetz 
verletzt worden ſei. Eine Sacriſtei werde nach den Ritualvorſchriften 
niemals eingeweiht, könne daher nicht unter die geweihten Orte ge⸗ 
rechnet werden. Dieſelbe ſei auch nicht zum Gottesdienfte, ſondern zur 
Aufbewahrung der kirchlichen Gefäße und Gewänder beſtimmt, ein 
Gottesdienſt werde in derſelben niemals abgehalten. Es liege daher 
der Nichtigkeitsgrund des § 281, 9 a St. P. O. vor. 

Bei der öffentlichen Verhandlung, welche hierüber bei dem k. k. 
Caſſationshofe am 28. März d. J. ſtattfand, ſprach ſich der General⸗ 
procurator für die Verwerfung der Nichtigkeitsbeſchwerde aus. „Der 
im $ 174 II c St. G. gebrauchte Ausdruck „zum Gottesdienſte ge⸗ 
weihter Ort“ wurde von einigen Auslegern des Strafgeſetzes in ſehr 
engem Sinne aufgefaßt und darunter nur die eigentliche Einweihung 
(consecratio), nicht einmal die Segnung (benedictio) nach dem 
Sprachgebrauche der katholiſchen Ritualvorſchriften begriffen. Sowohl 
die Weihe als die Segnung iſt eine ſacramentale Handlung, beide 
unterſcheiden ſich nur durch die Salbung mit Oel oder Chryſam, welche 
wohl mit der Weihe verbunden iſt, bei der Segnung jedoch, mit Aus⸗ 
nahme der Benediction der Kaiſer und Könige, nicht platzgreiſt (Helfert, 
Darſtellung der Rechte in Anſehung der heiligen Handlungen, S. 99). 
So verſteht Egger in ſeiner Erklärung des öſterreichiſchen Criminal⸗ 
rechtes unter dem erwähnten Ausdrucke nur „eine geweihte Kirche“. 
Herbſt verſteht darunter „einen Ort, welcher zum Gottesdienſte beſtimmt 
iſt und dieſe Beſtimmung durch eine eigentliche Einweihung (im 
Gegenſatze zur Einſegnung) erlangt hat“. Jenull nimmt den Begriff 
in etwas weiterem Sinne und zählt darunter „alle jene Orte, welche 
durch eine Einweihung oder Einſegnung zum gottesdienſtlichen Gebrauche 
beſtimmt ſind“. Es beſteht in der That kein ausreichender Grund, um 
hier zwiſchen Einweihung und Einſegnung einen ſo eingreifenden Unter⸗ 
ſchied zu machen. Bei der einen und anderen dieſer heiligen Handlungen 
werden Gebete und rituelle Gebräuche vorgenommen; die Weihe begreift 
immer auch die Segnung in ſich, daher der Sprachgebrauch häufig die 
eine mit der anderen verwechſelt. Bezüglich der Ausübung des Gottes⸗ 
dienſtes begründet es keinen Unterſchied, ob eine Kirche bloß geſegnet 
oder ob ſie geweiht iſt. Manche Kirchen bleiben durch Jahrzehnte bloß 
geſegnet, ohne daß der Gottesdienſt dadurch einen Abbruch erleidet. — 
Nach dem Geiſte des Geſetzes kann man aber weiter gehen und den 
Ausdruck „zum Gottesdienſt geweihter Ort“ in einem noch weniger 
beſchränkten Sinne nehmen, ſo daß darunter „alle jene Orte verſtanden 
werden, welche durch geiſtliche Autorität und unter gewiſſen Feierlich⸗ 
keiten dauernd zum Gottesdienſte beftimmt worden find“. Zu dieſer 
Auslegung berechtigt erſtens die hiſtoriſche Entwicklung des jetzt gel⸗ 
tenden Straſgeſetzes. Die Thereſiana zählte im Artikel 95, 8 1 
drei Fälle des Kirchendiebſtahles auf: a) Wenn Jemand etwas Gott⸗ 
geheiligt- oder Geweihtes an geweihten Orten; b) etwas Heiliges oder 
Geweihtes an ungeweihtem Orte; c) ungeweihte Dinge an geweihten 
Orten entfremdet (rem sacram de loco sacro, rem sacram de loco pro- 
fano, ram profanam de loco sacro). Res sacrae find ſolche, welche 
eine unmittelbare gottesdienſtliche Beſtimmung haben und werden theils 
durch dieſe Beſtimmung allein ſchon geheiligt, theils dazu eingeſegnet, 
theils feierlich eingeweiht (Helfert S. 3). Die Thereſiana gebraucht 
daher den Ausdruck geweiht im weiteren Sinne. Das joſephiniſche 
Geſetzbuch beſchränkt den Kirchendiebſtahl auf einen einzigen Fall, wenn 
nämlich „an einem Gott geweihten Orte“ geſtohlen worden iſt ($ 160 k). 
Der Ausdruck „Gott geweihter Ort“ iſt wohl gleichbedeutend mit 
„Gott gewidmeter Ort“ und gibt keinen Anhalt zu der Behauptung, 
daß eine eigentliche Einweihung (consecratio) eines ſolchen Ortes ſtatt⸗ 


— a — 


gefunden haben müſſe. Auch das Strafgeſetz vom Jahre 1803, ſowie benedicirt wird, ferner daß in der Sacriſtei ein Crucifix und ein 
das vom Jahre 1852 gebraucht im $ 155 I (175 J) den Ausdruck Beichtſtuhl ſich befinden müſſen, daß daſelbſt die Kirchengefäße und 
„an einer zum Gottesdienſte gewidmeten Sache“. Jenull bemerkt dazu: Paramente der Prieſter aufbewahrt werden, ja daß ſich manchesmal 
„ſolche Sachen werden durch Einweihung oder Einſegnung zum Gottes- auch ſelbſt ein Tabernakel daſelbſt befindet, daß der Prieſter ferner 
dienſte beſtimmt“, und nimmt daher das Wort „gewidmet“ als gleich- daſelbſt ſeine vorgeſchriebenen Gebete zu verrichten hat, daß daher die 
bedeutend mit dem Worte „geweiht“ im § 154 II b (8 174 11 c). Sacriſtei als ein zum Gottesdienſte geweihter Ort im Sinne des 
Der Entwurf des öſterreichiſchen Strafgeſetzes bezeichnet in Ueberein⸗ eitirten Geſetzes zu betrachten iſt, welches Geſetz den Schutz nicht 
ſtimmung mit dem deutſchen Strafgeſetzbuche (S 243, 8. 1) den Dieb- bloß des katholiſchen Cultus, ſondern auch der anderen gottesdienſtlichen 
ſtahl als qualificirt, „wenn aus einem zum Gottesdienſte beſtimmten Handlungen der im Staate anerkannten Religionsübungen bezweckt, 
Gebäude Gegenſtände geſtohlen werden, welche dem Gottesdienſte gewid⸗ weßhalb der geſetzliche Ausdruck „geweiht“ (consacrato) nicht im 
met find” (8 262, Z. 1). — Zu derſelben Auslegung führt zweitens engſten Sinne der katholiſchen Liturgie auszulegen iſt. Es war daher 
der Grund der geſetzlichen Beſtimmung und die Abſicht des Geſetzgebers. die Nichtigkeitsbeſchwerde zurückzuweiſen und der Nichtigkeitswerber 
Es handelt ſich im 8 174 II c nicht bloß um den Schutz der katho⸗ nach § 390 St. P. O. in die Koſten zu verfällen“. 
liſchen Kirchen, ſondern auch um die Bethäuſer und Tempel der an⸗ 
deren geſetzlich anerkannten Confeſſionen. In allen dieſen Orten, wohin 
den Menſchen ein innerer Drang, 179 05 und 1 führt, ſoll 
der heilige Friede, die tiefe Ruhe der Gottesſtätte nicht geſtört, das Zu § 212 g. G. O. Ein ond de 5 > 
religiöſe Gefühl der Gläubigen durch ſtrafbare Ausschreitungen nicht er u der EHE eh 
verletzt werden. Nicht jede Confeſſion kennt die Ceremonie einer Ein⸗ In einer Proviſorialſtreitſache wurde vom k. k. O. L. G. in 
weihung oder Einſegnung, aber . errichtet für die Verehrung der Krakau der erſtrichterliche Beſcheid reformirt, weil der von der Guts⸗ 
Gottheit Kirchen oder Bethäuſer. Auch Herbſt anerkennt, daß jene herrſchaft zur Zeugenſchaft berufene Oekonom als bedenklicher Zeuge 
Orte, welche von Gläubigen anderer Confeſſionen als der katholiſchen erklärk wurde 
zur Verrichtung ihres Gottesdienſtes verwendet werden, dann unter die Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte, mit Entscheidung vom 
Sanction des § 174 II e fallen, „wenn ſie durch eine Aare e geift= | 20. September 1876, Z. 8569 die erſtrichterliche Entſcheidung, denn 
liche Autorität und zwar vermittelſt ee feierlichen religiöſen Actes es geht nicht an, die diesfällige Zeugenausſage des Jakob M. nach 
dem Gottesdienſte gewidmet worden find I s 217 lit. c g. G. O. einfach aus dem Dienſtverhältniſſe dieſes Zeugen, 
Was nun die Sacriſteien der katholiſchen Kirchen anbelangt, ſo als unglaubwürdig zu eliminiren, weil derſelbe in feiner Eigenſchaft 
haben fie die Beſtimmung, zur Aufbewahrung der Paramente und hei⸗ als Oekonom nicht in die Kategorie der in dem gedachten Geſetze be⸗ 
ligen Gefäße, zum Ankleiden des Prieſters, zur Vorbereitung zum Got⸗ zeichneten Dienſtboten zu zählen iſt und weil ſelbſt die Ausſage eines 
tesdienſte zu dienen. In jeder derſelben iſt ein Kreuz angebracht, ein bedenklichen Zeugen nach § 219 G. O. nicht abſolut jeder Berück⸗ 
Betſchemel und ein Beichtſtuhl aufgeſtellt. (Müller, Lexikon der katholi⸗ ſichtigung entzogen ift, ſondern deren Glaubwürdigkeit dem richterlichen 
ſchen Liturgie, IV, S. 558). Der Prieſter verrichtet daſelbſt nach Le⸗ Ermeſſen anheimgeſtellt iſt und hier bei dem Hinzutritt einer zweiten 
ſung der heil. Meſſe das vorgeſchriebene Gebet, hört die Beichte und gleichlautenden ganz unbeanſtändeten Zeugenausſage jedenfalls ein 
ertheilt die Losſprechung. Mitunter werden in der Sacriſtei ſelbſt Trau⸗ Grund der Glaubwürdigkeit vorliegt. Ger. H. 
ungen vorgenommen und Meſſen geleſen. Aus allem Dieſen ergibt ſich, 5 
daß in den Sacriſteien auch gottesdienſtliche Handlungen vollzogen, ſo⸗ N 0 . 
gar Sacramente ausgeſpendet werden Die Sacrifteien erſcheinen nicht Perſonalien. 
als ein indifferenter, ſondern als ein weſentlicher, zur Vorbereitung ende eee Fulle 288 Poſtaſſiſtenten Johann Hainz in Prag das 
und Vollendung des Gottesdienſtes nothwendiger Beſtandtheil der Kir⸗ ee. 92 a 
chen. Eine eigentliche Einweihung der Sacriſteien findet zwar nicht jtatt, | Faſa e en ne er 
allein indem der Biſchof bei der Einweihung der Kirche die Wände der⸗ Seine Majeſtät haben anläßlich der Uebernahme des k. u. k. diplomati⸗ 
ſelben auch von außen mit Weihwaſſer beſprengt, zieht er die von den ſchen Agenten e n men En 2 v. in 
een ,, Ka Yaka  Zln u Dal 
ſich in einem und demſelben Acte die Benediction ſowohl der Kirche | Shanghai Miniſterialrath Ignaz Ritter v. Schäffer zum k. u. k. diplomatiſchen 
als der Sacriſtei vollzieht. — Wenn man daher den Ausdruck „zum Agenten und Generalconſul für Aegypten ernannt. 
Gottesdienſte geweihter Ort“ wirklich mit Jenull im engeren Sinne 57 J e Die, des N es Sal INN 1 
auffaht, fo erſcheint doch die Sacriſtei noch in „at © . N von Jaſſ nach J Soraila, wie die Berufung des Wutelgen N des k. u. . 
§ 174 II o St. G. mit inbegriffen. Um ſo gewiſſer iſt dies aber | Generalconſulates in Tunis, Conſuls Rudolf Ritter v. Schlick, zur Leitung 
dart der Fall, wenn man den erwähnten Ausdruck im weiteren durch des k. u. k. Conſulates in Jaſſy genehmigt. 
die geſchichtliche Entſtehung und durch den Geiſt des Strafgeſetzes Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamts⸗Aſſiſtenten Anton Bailony 
begründeten Sinne gelten läßt. in Zara das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 
‘ a / Seine Majeftät haben dem in den Ruheſtand übertretenden Oberfinanz⸗ 
Der k. k. Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 28. März 0 der galiziſchen Finanzprocuratur Dr. Stanislaus Ritter v. Szlachtowski 
1877, 8. 13.853. Die Nichtigkeitsbeſchwerde wird verworfen und der die Ah. Züſriedenheit ausdrücken Laffen. 
Nichtigkeitswerber zur Zahlung der allenſalls dadurch verurſachten 1 5 re e 60 e Jordan in Bodenbach 
Koſten verurtheilt. — Grün de: „Soweit ſich die Nichtigkeitsbeſchwerde u g a ) 
auf § 281, Z. 1 und 5 St. P. O. und auf § 281, 8. 9 lit. a 
mit Beziehung auf § 174 II lit. b ſtützte, wurde fie ſchon mit Decret 
vom 5. December 1876, Z. 13.853 zurückgewieſen; die gegenwärtige 
Entſcheidung beſchränkt ſich daher bloß auf den angerufenen Nichtigkeits⸗ 
grund nach §8 281. Z. 9 lit. a St. P. O. mit Beziehung auf 
§ 174 II lit. e St. G. Dieſer Paragraph erklärt als Verbrechen 
einen Diebſtahl, welcher an Sachen, deren Werth mehr als fünf 
Gulden beträgt, an einem zum Gottesdienſte geweihten Orte verübt 
worden iſt und der Erkenntnißgerichtshof hat als erwieſen angenommen, 
daß der dem M. angeſchuldete Diebſtahl in der Sacriſtei der katholi⸗ Oberingenieursſtelle in der achten Rangsclaſſe, event. Ingenieursſtelle in 
ſchen Pfarrkirche zu Dernis begangen wurde. Es kommt nun zu erwägen, der neunten Rangsclaſſe für den Staatsbaudieuſt in Galizien, bis 15. Juni. 
daß nach den Vorſchriſten der katholiſchen Religion jede Kirche eine (Amtsbl. Nr. 109). 
Sacriſtei haben muß, welche einen integrirenden Beſtandtheil der 
Kirche bildet und mit derſelben zugleich conſecrirt oder wenigſtens Mit einer Beilage. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle bei der nied.⸗öſterr. Statthalterei in der eilften Rangsclaſſe, 
bis 10. Juni. (Amtsbl. Nr. 102). 

Prakticantenſtelle mit 100 fl. Adjutum beim k. k. Hauptpunzirungsamte, 
bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 

Zwei Conceptspr ae e bei der k. k. 9 in Dalmatien, 
mit je 500 fl. Adjutum jährlich, bis Ende Mai. Amtsbl. Nr. 108). 

Arztesſtelle bei der n.⸗ö. Forſt⸗ und Domänendirection für den Curbezirk 
Gollrad bei Wegſcheid in Steiermark mit 600 fl. Beſtallung, 200 fl. Reiſe⸗ 
pauſchale, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 109) 
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